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Steuerrecht 

> Anrechnung ausländischer Steuern 
gemäß § 34c EStG mit Unionsrecht 
vereinbar? 

Von Frank Dißmann, Rödl & Partner Nürnberg 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat durch Beschluss vom 9. 

Februar 2011 (Az. I R 71/10) dem Europäischen Gerichts-

hof (EuGH) die Rechtsfrage vorgelegt, ob die Berechnung 

des Anrechnungshöchstbetrags für ausländische Steuern 

zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung gemäß § 34c 

EStG im Hinblick auf die unionsrechtlichen Diskriminie-

rungs- und Beschränkungsverbote gegen die Freiheit des 

Kapitalverkehrs verstößt. Zwischenzeitlich hat der EuGH 

mit Urteil vom 28. Februar 2013 (Az. C-168/11) entschie-

den, dass die Höchstbetragsanrechnung unionswidrig sei.  

 

Bei dem Rechtsstreit ging es um in Deutschland zusam-

men zur Einkommensteuer veranlagte Eheleute, die in den 

einzelnen Veranlagungszeiträumen umfangreiche auslän-

dische Kapitaleinkünfte bezogen haben. Zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung wurde die ausländische Steuer auf 

die aus dem Ausland bezogenen Einkünfte gemäß § 34c 

EStG im Rahmen einer Höchstbetragsrechnung auf die 

inländische Einkommensteuerschuld angerechnet. Die 

Kläger sahen in der Art und Weise der Berechnung des 

Anrechnungshöchstbetrags einen Verstoß gegen die Kapi-

talverkehrsfreiheit und begehrten eine höhere Anrech-

nung der ausländischen Steuer. 

Aufgrund des EuGH-Urteils hat der BFH nunmehr in seiner 

heute veröffentlichten Entscheidung vom 18. Dezember 

2013 (Az. I R 71/10) den Unionsrechtverstoß der Höchst-

betragsberechnung nach Maßgabe des § 34c EStG bestä-

tigt. Aufgrund des Welteinkommensprinzips sind in 

Deutschland zur Einkommensteuer veranlagte natürliche 

Personen verpflichtet, sowohl ihre in- als auch ihre aus-

ländischen Einkünfte zu versteuern. Um eine eventuelle 

Doppelbesteuerung der ausländischen Einkünfte zu ver-

meiden, gewährt § 34c EStG eine Anrechnung ausländi-

scher Steuern. Allerdings ist diese Steueranrechnung der 

Höhe nach beschränkt und zwar auf einen Anrechnungs-

höchstbetrag. Dieser Höchstbetrag ist im Rahmen einer 

Verhältnisrechnung zu ermitteln, wobei die sich bei der 

Veranlagung des zu versteuernden Einkommens (ein-

schließlich der ausländischen Einkünfte) ergebende deut-

sche Einkommensteuer im Verhältnis dieser ausländischen 

Einkünfte zur Summe der Einkünfte aufgeteilt wird. Bei 

der Errechnung der Summe der Einkünfte als Nenner 

dieser Bruchrechnung können nach derzeitiger Rechtslage 

keine persönlichen oder familiären steuerlichen Vergünsti-

gungen als Abzugsbeträge berücksichtigt werden. 

Gleichwohl mindern die erwähnten steuerlichen Vergüns-

tigungen als Abzugspositionen die deutsche Einkommen-

steuer auf das zu versteuernde Einkommen, sodass jene 

Positionen im Ergebnis rechnerisch auch anteilig den aus-

ländischen Einkunftsteilen zugeordnet werden können. In 

jenem anteiligen Umfang, in welchem diese Abzugspositi-

onen auf die ausländischen Einkünfte entfallen, reduzie-

ren sie folglich das Anrechnungsvolumen ausländischer 

Steuern.  

 

Diese Berechnungsmethode hält der Senat im Einklang 

mit der EuGH-Entscheidung für unionsrechtwidrig und 

führt aus, dass sämtliche steuerliche Vergünstigungen, 

wie insbesondere Altersentlastungsbetrag, Entlastungsbe-

trag für Alleinerziehende, Sonderausgaben, Freibeträge 

für Kinder sowie außergewöhnliche Belastungen bei der 

Ermittlung der „Summe der Einkünfte” als Nenner der 

Bruchrechnung mindernd zu berücksichtigen sind. Ergän-

zend führt der BFH aus, dass auch der Abzug des Grund-

freibetrags zu fordern sei. Ausdrücklich widerspricht der 

erkennende Senat die seitens des Bundesministeriums der 

Finanzen (BMF) geforderte neue Berechnungsvorgehens-

weise, nach der die aufgeführten Abzugsbeträge sowohl 
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bei der Ermittlung des Zählers (ausländische Einkünfte) als 

auch des Nenners (Summe der Einkünfte) synchron min-

dernd zu berücksichtigen seien. Das BMF hat nämlich 

dargelegt, dass nur bei einer synchronen Ermittlung des 

Quotienten vermieden werden könnte, dass die ausländi-

schen Einkünfte zweifach von dem Abzug profitieren, 

nämlich einmal bei der tariflichen Einkommensteuer und 

ein weiteres Mal bei der Verhältnisberechnung. Diese 

neue Sichtweise des BMF wird seitens des BFH als mathe-

matisches Fehlverständnis gerügt und verworfen. Demge-

genüber verstößt die länderbezogene Begrenzung der 

Anrechnung ausländischer Steuern auf die deutsche Ein-

kommensteuer (sogenannte Per-Country-Limitation) nicht 

gegen Unionsrecht.  

 

Der Streitfall betraf das Kalenderjahr 2007 und die Geset-

zeslage des § 34c EStG 2002. Neuerdings werden auslän-

dische Kapitaleinkünfte bei Privatanlegern grundsätzlich 

im Rahmen der sogenannten Abgeltungsteuer erfasst. 

Eine Doppelbesteuerung bei ausländischen Einkünften 

wird weiterhin im Rahmen einer Anrechnungshöchstbe-

tragsberechnung vermieden, die sich aber ausschließlich 

nach § 32d Abs. 5 EStG und einer eigenständigen An-

rechnungsberechnung ergibt. Die Anrechnung gemäß 

§ 34c EStG bleibt somit ausschließlich ausländischen Ein-

künften aus anderen Einkunftsarten vorbehalten, wie zum 

Beispiel aus ausländischen Arbeitsauskünften, Vermie-

tungs- oder Gewerbeeinkünften). Dennoch ist die BFH-

Entscheidung für diese Gruppe von Beziehen ausländi-

scher Einkünfte vorteilhaft und zu begrüßen.  

 

> Zeitpunkt der Anschaffung eines 
Windparks 

Von Frank Dißmann, Rödl & Partner Nürnberg 

Das niedersächsische Finanzgericht hat mit seiner Ent-

scheidung vom 20. November 2013 (Az. 4 K 124/13) 

darüber geurteilt, zu welchem Zeitpunkt der Erwerber von 

Windkraftanlagen die wirtschaftliche Verfügungsmacht 

über die Wirtschaftsgüter erlangt und damit berechtigt ist, 

Abschreibungen vorzunehmen. Bei der Klägerin handelt 

es sich um eine Personengesellschaft, deren Unterneh-

menszweck auf die Errichtung und der Betrieb von Anla-

gen zur Energieerzeugung gerichtet ist. Mit Vertrag vom 

8. Oktober 2003 hat das Unternehmen „L” mit der 

schlüsselfertigen Errichtung von fünf Windkraftanlagen 

beauftragt. Entsprechend dem Vertragswerk werden die 

Windkraftanlagen erst mit Feststellung der Mängelfreiheit 

durch ein entsprechendes Abnahmeprotokoll unter Über-

tragung der Gewährleistungsansprüche gegen die Vorlie-

feranten auf die Auftraggeberin übergehen.  

 

Das Unternehmen „L” beauftragt ihrerseits mit Vertrag 

vom 6. Juni 2004 das Unternehmen „E” mit der Liefe-

rung, Montage und Inbetriebnahme der Anlagen. Darauf-

hin setzte das Unternehmen „E” in der Zeit zwischen dem 

2. November 2004 und dem 8. November 2004 die 

Windkraftanlagen in Betrieb. Am 8. September 2005 

nahm das Unternehmen „L” die Anlagen von dem Unter-

nehmen „E” ab. Die Einnahmen aus dem Betrieb der 

Anlagen flossen mit Beginn der Inbetriebnahme (ab No-

vember 2004) der Personengesellschaft zu und wurden 

von ihr in den Gewinnermittlungen für die Steuerjahre 

2004 bis 2006 berücksichtigt. Die Windkraftanlagen wur-

den dabei als einheitliche Wirtschaftsgüter qualifiziert und 

nach einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von 16 

Jahren degressiven abgeschrieben. Daneben wurden Son-

derabschreibungen gemäß § 7g EStG in Anspruch ge-

nommen.  

 

Das Finanzamt hat im Rahmen einer Außenprüfung eine 

Umqualifizierung der Windkraftanlagen dahingehend 

vorgenommen, dass statt einheitlicher Wirtschaftgüter 

von vier selbstständigen Wirtschaftsgütern (Zuwegung, 

Standort Windpark, Umspannwerk mit Netzkosten und 

Windkraftanlage) ausgegangen wurde. Darüber hinaus 

wurden die Abschreibungen nicht mit Beginn des 1. No-

vember 2004 anerkannt, sondern erst mit der Abnahme 

der Windkraftanlagen durch das Unternehmen „L” mit 

Wirkung zum 8. September 2005 berücksichtigt. Nach 

Ansicht der Finanzverwaltung ist erst zu diesem Zeitpunkt 

aufgrund des erfolgten Abnahmeprotokolls von einer 

„Anschaffung” für Abschreibungszwecke auszugehen. 

 

Dem gegenüber vertrat die Fondsgesellschaft die Ansicht, 

dass eine „Anschaffung” der Wirtschaftsgüter bereits im 

Jahr 2004 erfolgt sei, da die Erwerberin ab Inbetriebnah-

me der Anlagen bereits wirtschaftliche Eigentümerin ge-

worden ist. Sie hat bereits die Einspeisevergütungen ver-

einnahmt und die Pachtzahlungen an die Grundstücksei-

gentümer einschließlich der Versicherungsbeiträge alleine 

getragen. Der Umstand, dass die Bestätigung der Mängel-

freiheit und damit die formelle Abnahme erst im Septem-

ber 2005 erfolgt ist, sei ohne Belang, weil die Bestimmung 

des Abnahmezeitpunkts alleine in ihrer - der Personenge-

sellschaft - bzw. in der Hand des Unternehmens „L” gele-

gen habe. Darüber hinaus habe die Weitertragung der 

Gefahr durch die Veräußerin keine wirtschaftliche Bedeu-

tung gehabt, weil diese finanziell überhaupt nicht in der 

Lage gewesen sei diese Gefahr zu tragen.  

 

Der erkennende Senat hat die zwischenzeitlich erhobene 

Klage gegen die steuerliche Behandlung durch das Fi-

nanzamt als unbegründet zurückgewiesen. Die Abschrei-

bungen auf die Windkraftanlagen sind zu Recht erst ab 

September 2005 zu gewähren, da erst zu diesem Zeit-

punkt eine „Anschaffung” gemäß § 9a Einkommensteu-

erdurchführungsverordnung vorliegt. Der steuerliche An-

schaffungszeitpunkt liegt vor, wenn der Erwerber eines 

Wirtschaftsgutes nach dem Willen der Vertragsparteien 

zumindest die wirtschaftliche Verfügungsmacht darüber in 

dem Sinne erlangt hat, dass er als dessen wirtschaftliche 

Eigentümer anzusehen ist. Nach der ständigen BFH-

Rechtsprechung erfordert dies den Übergang vom Besitz, 

Gefahr, Nutzen und Lasten. Sind am Bilanzstichtag nicht 

alle vorbezeichneten Merkmale erfüllt, Bedarf es einer 

wertenden Beurteilung anhand der Verteilung der mit 
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dem zu bilanzierenden Vermögensgegenstand verbunde-

nen Chancen und Risiken.  

 

Die Personengesellschaft hat zwar bereits im November 

2004 mit Aufstellung und Montage der Windkraftanlagen 

den Besitz in der Erwartung des Eigentumserwerbs erlangt 

und die Nutzungen aus den Wirtschaftsgütern gezogen, 

weil ihr die Einspeisevergütungen aus dem Betrieb der 

Anlagen endgültig zugeflossen sind. Allerdings weist das 

Finanzgericht darauf hin, dass die Erwerberin nicht bereits 

vor dem 8. September 2005 die mit den Wirtschaftsgü-

tern verbundenen Lasten getragen hat. Die Gefahr des 

zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechte-

rung der Anlagen ist bis zu diesem Zeitpunkt nicht auf die 

Klägerin übergegangen. Maßgeblich für den Zeitpunkt 

des Gefahrenübergangs sind die zwischen den Vertrags-

parteien getroffenen Vereinbarungen. Dementsprechend 

sah das Vertragswerk einen Gefahrenübergang erst mit 

der Feststellung der Mängelfreiheit und der Übertragung 

der Gewährleistungsansprüche vor. Diese sind entspre-

chend dem Abnahmeprotokoll erst am 8. September 

2005 erfolgt. Die Tatsache, dass die Personengesellschaft 

den Kaufpreis für die Windkraftanlagen schon vor der 

Abnahme vollständig an das Unternehmen „L” gezahlt 

hat, führt nicht zu einem früheren Gefahrenübergang.  

In diesem Zusammenhang hat das Finanzamt auch die 

Aufteilung der Windkraftanlagen in vier selbstständige 

Wirtschaftgüter entsprechend der BFH-Entscheidung vom 

14. April 2011 (Bundessteuerblatt II 2011, 696) berichtigt. 

Zutreffend geht das Finanzamt nunmehr lediglich von 

einer Aufteilung der Windkraftanlagen auf drei Wirt-

schaftsgüter (Windkraftanlage, Umspannwerk sowie 

Zuwegung) aus, sodass sich für die einzelnen Wirtschafts-

jahre insgesamt höhere Abschreibungsbeträge als bei vier 

selbstständigen Wirtschaftsgütern ergeben. 

 

Die Revision ist zugelassen worden, da die Frage, ob der 

ausstehende Übergang von Lasten und Gefahr trotz vori-

gen Übergangs von Besitz und Nutzungen tatsächlich dem 

Zeitpunkt der Anschaffung eines Wirtschaftsgutes entge-

gensteht. Bevor der Bundesfinanzhof höchstrichterlich zu 

dieser für die Praxis entscheidende Fragestellung Rechtssi-

cherheit schaffen kann, sollte eine Inbetriebnahme der 

Windkraftanlagen vor dem tatsächlichen Übergang von 

Gefahr und Lasten vermieden werden. Diese Thematik 

spielt insbesondere für geschlossene Beteiligungsfonds im 

Bereich Erneuerbare Energien eine Rolle. 
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„Steuern, Finanzen, Recht – unsere Mandanten haben das Vertrauen zu uns, 
dass wir Ihre Angelegenheiten mit breit aufgestellten Kompetenzen verfolgen.“ 
 
Rödl & Partner 

 

„Jeder Menschenturm beginnt mit einer breit aufgestellten Basis, damit die 
Castellers an der Spitze einen sicheren Stand haben.“ 
 
Castellers de Barcelona 

 

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns. 
 

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist.  
 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 

pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe. 
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